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TOP 3  -  öffentlich 
 
Änderung der Verbandssatzung 
___________________________________________________________________ 
 
 
In der Verbandsversammlung am 7. Dezember 2011 wurde nach vorheriger 
Entscheidung beider Gemeinderäte beschlossen, dass zukünftig im 
Gemeindeverwaltungsverband nicht mehr die offene Jugendarbeit sondern 
Schulsozialarbeit betrieben wird. Um diese geänderte Verbandsaufgabe formal 
festzulegen, ist eine Änderung der Verbandssatzung notwendig. 
 
In der als Anlage beigefügten Änderungssatzung enthält diese Aufgabenänderung. 
 
 
Beschlussvorschlag:  
 
Die Verbandsversammlung stimmt der vorgelegten Satzung zur Änderung der 
Verbandssatzung zu. 
 
 
Geisingen, 22. Februar 2012 
 
 
 
 
Walter Hengstler Thomas Schmid 
Bürgermeister Hauptamtsleiter 
 
 
 
Anlage 
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Gemeindeverwaltungsverband Immendingen/Geisingen 
 

 
Satzung  

zur Änderung der Verbandssatzung  
vom 29. August 1975 

 

 
Auf Grund von § 5 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit für Baden 
Württemberg i.g.F. hat die Verbandsversammlung des 
Gemeindeverwaltungsverbandes Immendingen/Geisingen am                  folgende 
Änderungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
In § 2 Abs. 3 Ziffer 2 Buchstabe d) der Verbandssatzung werden die Worte „Offene 
Jugendarbeit“ gestrichen und durch das Wort „Schulsozialarbeit“ ersetzt. 
 
 
 

§ 2 
 
Die Änderungssatzung tritt am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Geisingen, 1. März 2012 
 
gez.  
Hengstler 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
 
HINWEIS: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt Geisingen geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. 
Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung 
oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

 
 
 
 
 


